
 

 

PORR AG 

Wien, FN 34853 f 

Beschlussvorschläge des Vorstands und des Aufsichtsrats für die 

138. ordentliche Hauptversammlung 

am 29. Mai 2018 

 

 

 

 

Zu Punkt 1. der Tagesordnung: 

Vorlage des Jahresabschlusses samt Lagebericht, des Corporate-Governance-Berichts, des 

Berichts über Zahlungen an staatliche Stellen, des Konzernabschlusses samt 

Konzernlagebericht, des Vorschlags für die Gewinnverwendung und des vom Aufsichtsrat 

erstatteten Berichts für das Geschäftsjahr 2017 

 

Eine Beschlussfassung zu diesem Tagesordnungspunkt ist nicht erforderlich. 

 

 

Zu Punkt 2. der Tagesordnung: 

Beschlussfassung über die Verwendung des Bilanzgewinns 

 

Der Jahresabschluss zum 31.12.2017 weist für das Geschäftsjahr 2017 einen Bilanzgewinn in der 

Höhe von EUR 32.046.431,38 aus. Vorstand und Aufsichtsrat schlagen daher vor, den im 

Jahresabschluss zum 31.12.2017 der PORR AG ausgewiesenen Bilanzgewinn wie folgt zu verwenden:  

Ausschüttung einer Dividende von EUR 1,10 je dividendenberechtigter Aktie und Vortrag des 

verbleibenden Restbetrags auf neue Rechnung. 

Dividendenzahltag ist der 7. Juni 2018; Record Date Dividende ist der 6. Juni 2018; der Ex-

Dividendentag ist der 5. Juni 2018. 

 

 

Zu Punkt 3. der Tagesordnung: 

Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Vorstands für das Geschäftsjahr 2017 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Entlastung der im Geschäftsjahr 2017 amtierenden 

Mitglieder des Vorstands für diesen Zeitraum zu beschließen. 
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Zu Punkt 4. der Tagesordnung: 

Beschlussfassung über die Entlastung der Mitglieder des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 

2017 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, die Entlastung der im Geschäftsjahr 2017 amtierenden 

Mitglieder des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum zu beschließen. 

 

 

Zu Punkt 5. der Tagesordnung: 

Wahl des Abschlussprüfers und Konzernabschlussprüfers für das Geschäftsjahr 2018 

 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, im Sinne einer Empfehlung des Prüfungsausschusses, die BDO Austria 

GmbH Wirtschaftsprüfungs- und Steuerberatungsgesellschaft, 1100 Wien, Am Belvedere 4, zum 

Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer für das Geschäftsjahr 2018 zu wählen. 

 

 

Zu Punkt 6. der Tagesordnung: 

Beschlussfassung über den Widerruf der Ermächtigung des Vorstands zur Kapitalerhöhung 

(genehmigtes Kapital) verbunden mit der neuen Ermächtigung des Vorstands zur 

Kapitalerhöhung gemäß § 169 AktG (genehmigtes Kapital) gegen Bar- und/oder Sacheinlage samt 

Ermächtigung des Vorstands zum Ausschluss des Bezugsrechts und die entsprechenden 

Satzungsänderungen 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen die folgende Beschlussfassung vor: 

 

1. Die in der ordentlichen Hauptversammlung vom 11.07.2013 beschlossene Ermächtigung des 

Vorstands gemäß § 169 AktG, das Grundkapital bis zum 23.08.2018 um den bis zum derzeit 

noch offenen Betrag von EUR 6.612.500,00 durch Ausgabe von bis zu 6.612.500 auf Inhaber 

lautenden Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage mit oder ohne 

Bezugsrechtsausschluss zu erhöhen wird widerrufen und durch folgende Ermächtigung 

ersetzt: 

 Der Vorstand wird gemäß § 169 AktG ermächtigt, innerhalb von fünf Jahren ab Eintragung der 

in der Hauptversammlung vom 29. Mai 2018 beschlossenen Ermächtigung in das Firmenbuch 

das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis zu 

EUR 4.364.250,00 durch Ausgabe von bis zu 4.364.250 auf Inhaber lautenden Stückaktien 

gegen Bar- und/oder Sacheinlage — allenfalls in mehreren Tranchen — auch im Wege des 

mittelbaren Bezugsrechts gemäß § 153 Abs 6 AktG zu erhöhen (genehmigtes Kapital) und den 

Ausgabekurs, der nicht unter dem anteiligen Betrag des Grundkapitals liegen darf, die 

Ausgabebedingungen, das Bezugsverhältnis und die weiteren Einzelheiten der Durchführung 

mit Zustimmung des Aufsichtsrats festzusetzen. Der Vorstand wird ermächtigt, mit 
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Zustimmung des Aufsichtsrats das Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise 

auszuschließen, (i) wenn die Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage erfolgt oder (ii) wenn die 

Kapitalerhöhung gegen Bareinlage erfolgt und (A) in Summe der rechnerisch auf die gegen 

Bareinlage unter Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien entfallende Anteil am 

Grundkapital der Gesellschaft die Grenze von 10% (zehn Prozent) des Grundkapitals der 

Gesellschaft zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung nicht übersteigt, (B) die 

Kapitalerhöhung zur Bedienung einer Mehrzuteilungsoption (Greenshoe) oder (C) für den 

Ausgleich von Spitzenbeträgen erfolgt.  

 Der Aufsichtsrat wird ermächtigt, Änderungen der Satzung, die sich durch das Ausnutzen 

dieser Ermächtigung des Vorstands ergeben, zu beschließen.“ 

 

2. Die Satzung wird in § 4 Höhe und Einteilung des Grundkapitals, genehmigtes Kapital Absatz 4 

in der Weise geändert, dass dieser folgenden Wortlaut erhält: 

 

 „(4) Der Vorstand ist gemäß § 169 AktG ermächtigt, innerhalb von fünf Jahren ab Eintragung 

der in der Hauptversammlung vom 29. Mai 2018 beschlossenen Ermächtigung in das 

Firmenbuch das Grundkapital der Gesellschaft mit Zustimmung des Aufsichtsrats um bis 

zu EUR 4.364.250,00 durch Ausgabe von bis zu 4.364.250 auf Inhaber lautenden 

Stückaktien gegen Bar- und/oder Sacheinlage — allenfalls in mehreren Tranchen — 

auch im Wege des mittelbaren Bezugsrechts gemäß § 153 Abs 6 AktG zu erhöhen 

(genehmigtes Kapital) und den Ausgabekurs, der nicht unter dem anteiligen Betrag des 

Grundkapitals liegen darf, die Ausgabebedingungen, das Bezugsverhältnis und die 

weiteren Einzelheiten der Durchführung mit Zustimmung des Aufsichtsrats 

festzusetzen. Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats das 

Bezugsrecht der Aktionäre ganz oder teilweise auszuschließen, (i) wenn die 

Kapitalerhöhung gegen Sacheinlage erfolgt oder (ii) wenn die Kapitalerhöhung gegen 

Bareinlage erfolgt und (A) in Summe der rechnerisch auf die gegen Bareinlage unter 

Ausschluss des Bezugsrechts ausgegebenen Aktien entfallende Anteil am Grundkapital 

der Gesellschaft die Grenze von 10% (zehn Prozent) des Grundkapitals der Gesellschaft 

zum Zeitpunkt der Ausübung der Ermächtigung nicht übersteigt, (B) die 

Kapitalerhöhung gegen Bareinlage zur Bedienung einer Mehrzuteilungsoption 

(Greenshoe) oder (C) für den Ausgleich von Spitzenbeträgen erfolgt.  

  Der Aufsichtsrat ist ermächtigt, Änderungen der Satzung, die sich durch das Ausnutzen 

dieser Ermächtigung des Vorstands ergeben, zu beschließen.“ 

 

Zur weiteren Begründung und Erläuterung des Beschlussvorschlags zu Punkt 6. der Tagesordnung 

wird auch auf den auf der Internetseite der Gesellschaft (www.porr-group.com) veröffentlichten 

Bericht des Vorstands gemäß § 170 Abs 2 iVm 153 Abs 4 AktG zur Ermächtigung zum Ausschluss des 

Bezugsrechts in Zusammenhang mit der Ermächtigung des Vorstands zur Kapitalerhöhung gemäß 

§ 169 AktG gegen Bar- und/oder Sacheinlagen verwiesen. 
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Zu Punkt 7. der Tagesordnung: 

Beschlussfassung über den Widerruf der von der Hauptversammlung am 24.05.2016 

beschlossenen Ermächtigung des Vorstands zum Erwerb eigener Aktien gem § 65 Abs 1 Z 4 und 

Z 8 sowie Abs 1a und Abs 1b AktG verbunden mit der neuen Ermächtigung des Vorstands zum 

Erwerb eigener Aktien gem § 65 Abs 1 Z 4 und Z 8 sowie Abs 1a und Abs 1b AktG sowohl über 

die Börse als auch außerbörslich im Ausmaß von bis zu 10 % des Grundkapitals, auch unter 

Ausschluss des quotenmäßigen Andienungsrechts der Aktionäre 

 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen die folgende Beschlussfassung vor: 

 

Die in der ordentlichen Hauptversammlung vom 24.05.2016 beschlossene Ermächtigung des 

Vorstands zum Erwerb eigener Aktien gem § 65 Abs 1 Z 4 und Z 8 sowie Abs 1a und Abs 1b AktG wird 

widerrufen und durch die folgende Ermächtigung ersetzt: 

Der Vorstand wird von der Hauptversammlung für die Dauer von 30 Monaten vom Tag der 

Beschlussfassung gemäß § 65 Abs 1 Z 4 und Z 8 sowie Abs 1a und Abs 1b AktG zum Erwerb eigener 

Aktien der Gesellschaft bis zu dem gesetzlich zulässigen Ausmaß von 10% des Grundkapitals unter 

Einschluss bereits erworbener Aktien, auch unter wiederholter Ausnutzung der 10%-Grenze, 

ermächtigt. Der beim Rückerwerb zu leistende Gegenwert darf nicht niedriger als EUR 1,00 und 

nicht höher als maximal 10% über dem durchschnittlichen, ungewichteten Börseschlusskurs der dem 

Rückerwerb vorhergehenden zehn Börsetage liegen. Der Erwerb kann über die Börse oder durch ein 

öffentliches Angebot oder auf eine sonstige gesetzlich zulässige, zweckmäßige Art erfolgen, 

insbesondere auch außerbörslich, oder von einzelnen, veräußerungswilligen Aktionären (negotiated 

purchase) und auch unter Ausschluss des quotenmäßigen Andienungsrechts der Aktionäre. Der 

Vorstand wird weiters ermächtigt, die jeweiligen Rückkaufsbedingungen festzusetzen. Die 

Ermächtigung kann ganz oder teilweise und auch in mehreren Teilbeträgen und in Verfolgung eines 

oder mehrerer Zwecke durch die Gesellschaft, durch ein Tochterunternehmen (§ 189 a UGB) oder 

für Rechnung der Gesellschaft durch Dritte ausgeübt werden. Der Handel mit eigenen Aktien ist als 

Zweck des Erwerbs ausgeschlossen. 

 

 

Wien, April 2018 

 

 

 

Der Vorstand Der Aufsichtsrat 

 


